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10) -Gesetz betr. Aenderung des kommunalen Wahl-

gesetzes
31. Juli 1930 (FFS. Nr. 271)

Auf Beschluß des Reichstags werden die §§ 12 und,44 des Kommu-
nalen Wahlgesetzes vom 27. November 1917, § 12 in der Fassung des
Gesetzes vom 2.1. Februar 192.9, wie folgt.geändert:

§ 12.

Der Zentralausschuß tritt mindestens am: 2o. Oktober,. 5. und
21 1) November sowie am Tage nach der Wahl zusammen.

Am 2o. Oktober erläßt der Zentralausschuß die. im § ii erwähnten

Mitteilungen.
Am 5. November prüft der Ausschuß die Anträge, die für die Wähler-

vereinigungen eingereicht sind, teilt sie den Wahlberechtigten zur

*Kenntnis auf dieselbe Weise mit, wie dies sonst für kommunale Mit-

teilungen geschieht, und läßt sie ferner in dem Lokal des Zentralaus-
schusses anschlagen. Ergibt sich, daß ein Antrag nicht gehörig gestellt
oder&apos;die Wählervereinigung nicht gesetzmäßig, gebildet ist, so ist deren
Vertreter unter Angabe der Gründe.mitzuteilen, daß dem Antrag nicht

stattgegeben werden konnte. Der Vertreter der Wählervereinigung ist

berechtigt, innerhalb einer Frist von 7 Tagen das, was zur Verwerfung
des Antrags geführt hat, zu berichtigen.

Der Antrag ist ferner zu verwerfen, falls in die Kandidatenliste einer

Wählervereinigung eine Person aufgenommen worden ist, die nach § 0

Absatz 2 des Kommunalgesetzes für die Landkommunen oder § ii Absatz 4
,des Kommunalgesetzes fürdie Städte nicht wählbar ist. In solchem Falle

ist. der Beschluß des Zentralausschusses dem Landeshauptmann zur Prüfung
zu unterbreeten. Der Beschluß ist ferner dem Vertreter der Wählerver-

einigung gemäß Absatz 3 mitzuteilen. Beteiligte,. die es bei dem Beschluß
nicht bewenden lassen wollen, sind berechtigt, unverzüglich vom Zentral-
ausschuß offizielle Abschrilten des Beschlusses und der ihm zugrunde
liegenden Urkunden zu verlangen sow dem Landeshauptmann innerhalb
von 7 Tagen eine Erinnerungssehrift einzureichen. Diese Frist läuft von

dem Tage, an dem dem Vertreter der Wählemereinigung der Beschluß mit-

geteilt worden ist. Eine später bei.dem Landeshauptmann eingegangene
Schrift wird beachtet, falls die Angelegenheit noch nicht entschieden ist.
Der Landeshauptmann ist berechtigt, nötigenfalls in der Sache neue Er-

mittlungen anzustellen. Sein Entscheid kann nicht angefochten werden.
Er hat ihn dem Zentralausschuß zuzustellen.

Am 21. 1) November werden die Änderungengeprüft, die, der,Ver-
treter auf Grund seines ihm nach Absatz 3 zustehenden Rechts vor-

genommen hat, sowie die Berichtigungen vorgenommen, zu denen der Ent-,
scheid des Landeshauptmanns etwa Veranlassung gibt.

1) Früher: 12.

2) Früher: 12.
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44-
Will jemand die Wahl von Bevollmächtigten auf Grund einer

Tatsache, die nicht in dem Verfahren gemäß § 12 geprüft worden ist, an-

fechten, so finden darauf die Vorschriften über Beschwerden gegen
Beschlüsse der Bevollmächtigten Anwendung. Die Beschwerdefrist.

beginnt mit dem Tage der Veröffentlichung des Wahlergebnisses.
Dasselbe Beschwerderecht hat auch der ö#entliche Ankläger, wenn

jemand für gewählt erklärt worden ist, der gemäß § io Absatz 2 des Kommu-.

nalgesetzes Jür die Landgemeinden oder § ii Absatz 4 des Kommunal-

gesetzes Jür die Städte nicht wählbar gewesen ist.

Dieses Gesetz tritt am i. Januar 1931 in Kraft, ist aber bezüglich der
Wahl von Bevollmächtigten und sonstigen kommunalen Vertrauensmänner
und Beamten, deren Amt im Jahre 1931 beginnt, schon im Jahre 1930
dergestalt anzuwenden, daß die im § 3 erwähnten Wahl- und Zentraläus-
schüsse vor dem 16. August bestimmt und die im § 4 erwähnten Verzeich-
nisse innerhalb derselben Frist von den betre#enden Registerführern an,

die Wahlausschüsse übersandt sowie die Wahllisten Jür jeden Wahl-
bezirk vor dem io. September fertiggestellt und zur.Prüfung von diesem

Tage an bis ZUM 20. desselben Monats vorgelegt werden.
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